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Sozialversicherungspflicht von Minderheitsgesellschafter-Geschäftsführern 
Die Sozialversicherungspflicht von GmbH-
Geschäftsführern ist immer wieder Thema in 
der Rechtsprechung. Grundsätzlich ist nur 
derjenige Gesellschafter-Geschäftsführer sozi-
alversicherungsfrei, der über die Mehrheit der 
Stimmrechte in der Gesellschafterversammlung 
verfügt. In der Praxis wird vielfach versucht, auch 

einem Minderheitsgesellschafter-Geschäftsführer eine entsprechende 
Einflussmöglichkeit zu sichern, um zur Sozialversicherungsfreiheit zu 
gelangen. Mit drei solcher Fallgestaltungen hat sich das Bundessozial-
gericht (BSG) in drei Urteilen vom 11.11.2015 – B 12 KR 13/14 R, B 12 KR 
10/14 R und B 12 R 2/14 R – befasst. Im ersten Fall hatten die beiden 
Gesellschafter einer GmbH einen Stimmbindungsvertrag abgeschlos-
sen, in dem sich beide verpflichteten, ihre Stimmen in der Gesell-
schafterversammlung übereinstimmend abzugeben und der Minder-
heitsgesellschafter bestimmte, wie abzustimmen ist. Die ordentliche 
Kündigung des Stimmbindungsvertrages war ausgeschlossen, eine 
Kündigung aus wichtigem Grunde war zulässig. Das BSG verneinte eine 
Sozialversicherungsfreiheit mit der Begründung, dass die Stimmbin-
dungsvereinbarung aus wichtigem Grunde kündbar sei und – dies wird 
nicht ganz deutlich – sich der erforderliche Einfluss aus dem Gesell-
schaftsvertrag ergeben müsse. Im zweiten Fall war im Anstellungsver-
trag des Minderheitsgesellschafter-Geschäftsführers ein Veto-Recht 
bei der Bestimmung weiterer Geschäftsführer und bei grundsätzlichen 
Entscheidungen bzgl. der Geschäfte der GmbH vereinbart. Auch hier 
wurde moniert, dass das Vetorecht nicht in der Satzung, sondern im 
Anstellungsvertrag vereinbart war und damit nicht „kündigungsfest“ 
war. Außerdem sei unklar, auf was genau sich das Veto-Recht erstre-
cke. Im dritten Fall war der Geschäftsführer der Ehemann der Alleinge-
sellschafterin. Diese hatte in einer Vereinbarung ihrem Ehemann die 
Stimmrechte übertragen. Das BSG verneinte eine Sozialversicherungs-
freiheit schon deshalb, weil eine Übertragung nur der Stimmrechte aus 
einem Gesellschaftsanteil bereits gesellschaftsrechtlich unzulässig ist. 

Entweder müsse der Gesellschaftsanteil übertragen werden oder der 
Dritte kann bevollmächtigt werden, den Gesellschafter bei Beschluss-
fassungen zu vertreten. Im übrigen fehlte es auch hier an der Kündi-
gungsfestigkeit, weil jede auf Dauer angelegte schuldrechtliche Ver-
einbarung nach dem Gesetz aus wichtigem Grunde fristlos kündbar ist. 
Insgesamt ist festzustellen, dass die Rechtsprechung des BSG zur Sozi-
alversicherungspflicht von Minderheitsgesellschafter-Geschäftsführern 
immer strenger wird. Ob sie im Hinblick auf die verlangte Unkündbar-
keit zutreffend ist, ist zweifelhaft. Auch der Anstellungsvertrag eines 
Mehrheitsgesellschafter-Geschäftsführers ist bei Vorliegen eines wich-
tigen Grundes kündbar, weil dann der Mehrheitsgesellschafter einem 
Stimmverbot unterliegt. Ebenso kann ein Mehrheitsgesellschafter 
aus wichtigem Grunde aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden. 
Gleichwohl muss man sich auf diese Rechtsprechung einstellen. Soll 
ein Minderheitsgesellschafter-Geschäftsführer sozialversicherungsfrei 
sein, muss genauestens analysiert werden, ob und unter welchen 
Voraussetzungen dies noch möglich ist und die Vereinbarung in jedem 
Falle im Gesellschaftsvertrag erfolgen.
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Betriebsaufspaltung und Unternehmensübertragung unter Nießbrauchsvorbehalt 
Bei kleinen und mittelständischen Unternehmen 
in der Rechtsform einer GmbH ist es verbreitet, 
dass die Betriebsgrundstücke nicht der GmbH 
gehören, sondern deren Gesellschafter(n), die die 
Grundstücke dann an die GmbH vermieten. Im 
Falle einer späteren Insolvenz der GmbH bleiben 
die Grundstücke im Vermögen der Gesellschaf-

ter und werden nicht vom Insolvenzverwalter mitverwertet. Haben am 
Grundstück und an der GmbH die selbe(n) Person(en) die Mehrheit, 
liegt steuerlich eine sog. Betriebsaufspaltung vor. Die Grundstücksei-
gentümer erzielen aus der Vermietung keine Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung, sondern aus Gewerbebetrieb. Das Grundstück befin-
det sich steuerlich in einem Betriebsvermögen. Wird diese Betriebsauf-
spaltung beendet, wird steuerlich das Grundstück aus dem Betriebsver-
mögen entnommen und in das Privatvermögen des Grundstückseigen-
tümers überführt. Hierdurch werden die zwischenzeitlich entstandenen 
Wertsteigerungen (stille Reserven) realisiert und sind zu versteuern. Im 
Regelfall erfolgt aber kein Liquiditätszufluss, denn eine Beendigung der 
Betriebsaufspaltung liegt immer dann vor, wenn nicht mehr dieselben 
Personen am Grundstück und an der GmbH die Mehrheit haben. Dies ist 
etwa bei Übertragung nur des Grundstücks oder nur der GmbH-Anteile 
oder der Übertragung von beidem, aber an verschiedene Personen der 
Fall oder auch dann, wenn über das Vermögen der GmbH das Insolvenz-
verfahren eröffnet wird. Gehört das Grundstück mehreren GmbH-Gesell-
schaftern, die zusammen die Mehrheit haben, können hierbei auch die 
stillen Reserven in der GmbH zu versteuern sein.
In einem vom BFH mit Urteil vom 21.01.2015 – X R 16/2 – entschiedenen 
Fall hatte ein Alleingesellschafter einer GmbH dieser ein in seinem 
Eigentum stehendes Grundstück vermietet. Es lag also eine Betriebsauf-
spaltung vor. Im Rahmen einer lebzeitigen Vermögensnachfolge über-
trug er sowohl das Grundstück als auch seine GmbH-Anteile auf seinen 
Sohn. Sowohl am Grundstück als auch an den GmbH-Anteilen behielt er 
sich den Nießbrauch vor. Das Finanzamt und ihm folgend der BFH sahen 

hierin eine Beendigung der Betriebsaufspaltung. Bei der Übertragung 
eines Grundstücks unter Nießbrauchsvorbehalt habe der Veräußerer 
den maßgeblichen Einfluss auf die Nutzung des Grundstückes. Bei der 
Übertragung von GmbH-Anteilen unter Nießbrauchsvorbehalt stehe 
hingegen das Stimmrecht nicht dem Nießbraucher, sondern dem Eigen-
tümer der Geschäftsanteile und damit im entschiedenen Fall dem Sohn 
zu. Mangels gleichlaufenden beherrschenden Einflusses war mit der 
Übertragung unter Eigentumsvorbehalt die Betriebsaufspaltung been-
det worden und die stillen Reserven im Grundstück zu versteuern. Dabei 
konnte der Vater noch von Glück reden, dass er Alleineigentümer war. 
Hätte eine Personengesellschaft mit Mehrheitsbeteiligung des Vaters 
das Grundstück an die dem Vater gehörende GmbH vermietet, wären die 
GmbH-Anteile in das Sonderbetriebsvermögen des Vaters an der Perso-
nengesellschaft gefallen und damit auch die stillen Reserven im GmbH-
Anteil zu versteuern gewesen. Bei derartigen Gestaltungen sollte in 
jedem Fall ein Steueranwalt oder Steuerberater eingeschaltet werden.
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Unsere früheren Beiträge finden Sie auf unserer Internetseite unter 
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